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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 15. #7 


(Nr. 5055.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. Maͤrz 1859., betreffend die Genehmigung eines 
Nachtrags zu dem Statute der ſtaͤndiſchen Darlehnskaſſe fuͤr Schleſien, 
in Bezug auf die Erweiterung der Ruͤckzahlungsfriſt für Darlehne an 
Deichgenoſſen. 0 


Ai Ihren Bericht vom 20. d. M. ertheile Ich dem Nachtrage zu dem Sta⸗ 
tute der ſtaͤndiſchen Darlehnskaſſe fuͤr Schleſien — betreffend die Erweiterung 
der Ruͤckzahlungsfriſt fuͤr Darlehne an Deichgenoſſen — in der nachſtehenden, 
von der Majoritaͤt des 13. Provinziallandtages der Provinz Schleſien beſchloſſe— 
nen Faſſung: 
„Die im $. 18. der unter dem 5. Dezember 1854. Allerhöchft genehmig⸗ 
ten Statuten der ſtaͤndiſchen Darlehnskaſſe beſtimmte Tilgungsperiode 
der zur Foͤrderung der Herſtellung normaler Schutzdeiche gewaͤhrten Dar⸗ 
lehne kann auf Antrag der Darlehnsnehmer um zwoͤlf Jahre verlaͤngert 
werden.“ 


hierdurch Meine landesherrliche Genehmigung und beauftrage Sie, dieſen Mei- 
nen Erlaß durch die Gefeß- Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 28. März 1859. 
Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Könige: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
| Flottwell. Gr. v. Puͤckler. 


An den Miniſter des Innern und den Miniſter für die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten. | 


Jahtgang 1859. (Nr. 5055—5056.) 29 (Nr, 5056.) 
Ausgegeben zu Berlin den 21, Mai 1859. 
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(Nr. 5056.) Statut für die Weſſelshoͤfen⸗Conradsvitter Meliorations⸗Sozietaͤt im Landkreiſe 
Koͤnigsberg. Vom 26. April 1859. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent. 


Nachdem es für erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der zwi⸗ 


ſchen Sand und Steinort, Landkreiſes Koͤnigsberg, am Kuriſchen Haffe belege— 
nen Niederung Behufs der Entwaͤſſerung zu einem Verbande zu vereinigen, 
und nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene Anhoͤrung der Betheiligten erfolgt 
iſt, genehmigen Wir hierdurch auf Grund des Geſetzes vom 11. Mai 1853. 
Art. 2. (Geſetz⸗Sammlung für 1853. S. 182.) die Bildung einer Genoffenfchaft 
unter dem Namen: 


„Weſſelshoͤfen⸗Conradsvitter Meliorations-Sozietät“, 
und ertheilen derſelben nachſtehendes Statut: 


Seh 


Die Beſitzer der im Kirchſpiele Schaaken, am Kuriſchen Haffe zwifchen 
den Dörfern Sand und Steinort belegenen Grundſtuͤcke, welche ihre Entwaͤſſe⸗ 
rung mittelſt des Deimegrabens haben, bilden, ſoweit ſie durch den Ruͤckſtau 
des Haffes bei hohem Waſſerſtande deſſelben der Ueberſchwemmung ausgeſetzt 
ſind, eine Genoſſenſchaft, um den Ertrag ihrer Grundſtuͤcke durch Entwaͤſſerung 
zu verbeſſern. N 
’ Der Verband hat feinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu Könige: 

erg. 5 N 5 N 


§. 2. 


Der ee e liegt es ob: 

a) am Ausfluſſe des Deimegrabens in das Kuriſche Haff eine Schoͤpfma⸗ 
ſchine nebſt Schleuſen und ſonſtigem Zubehör aufzuſtellen, den erforder⸗ 
lichen Muͤhlengraben anzulegen und dieſe Anlagen zu unterhalten; i 

b) den großen Deimegraben innerhalb des Meliorationsgebietes auszukrau— 
ten und zu raͤumen, ſo oft dies fuͤr erforderlich erachtet werden wird; 

c) die Erhaltung der die Wieſen gegen Anſtauungen des Kuriſchen Haffes 
ſchuͤtzenden naturlichen Sandduͤnen reſp. die Befeſtigung derſelben durch 
Anpflanzungen ꝛc. Sollte die eine Schoͤpfmaſchine (ad a.) nicht aus⸗ 
reichen, die Wieſen von Waſſer frei zu erhalten, ſo wird hinter Con⸗ 
radsvitte noch eine Auslaßſchleuſe, und in der Naͤhe noch eine zweite 
Schoͤpfmaſchine anzulegen ſein. 


§. 3. 


Ani u I 
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F. 3. 


Die Unterhaltung der Graͤben, Daͤmme, Wege und Bruͤcken im Innern 
der Wieſenflaͤche — mit Ausnahme des im H. 2. ad b. bezeichneten Deime⸗ 
grabens — verbleibt denjenigen, welchen ſie bisher oblag. 

Die ordentliche Unterhaltung derjenigen Anlagen, bei welchen mehrere 
Grundbeſitzer ein Intereſſe haben, wird unter die Kontrolle und Schau der 
Sozietaͤts verwaltung geſtellt. 

Das Waſſer in den Gräben darf ohne widerrufliche Genehmigung des 
Wieſenvorſtehers von Privatperſonen nicht aufgeſtaut werden, und hat ein jeder 
Grundbeſitzer in dem Wieſenverbande das Recht, die Aufnahme des Waſſers, 
deſſen er ſich entledigen will, in den Deimegraben zu verlangen. 


H. 4. 


Die Beitraͤge zur Ausfuͤhrung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen 
Anlagen, insbeſondere der Schöpfmafchinen und der dazu gehörigen Muͤhlen⸗ 
werke, zur Beſoldung des Wieſenwaͤrters, ſowie alle ſonſtigen Koſten zu den 
Zwecken der Sozietaͤt werden von den Genoſſen nach dem Verhaͤltniß der aus 
den Anlagen den einzelnen Grundſtuͤcken erwachſenden Vortheile aufgebracht, 
zu welchem Behufe ein Kataſter der zum Verbande gehoͤrigen Grundſtuͤcke nach 
Maaßgabe der Flaͤchengroͤße und unter Angabe des ratirlichen Antheils an den 
Koſten aufgeſtellt wird. Zur Vereinfachung der Verwaltung und mit Ruͤck⸗ 
ſicht auf die in Beziehung auf den Koſtenbetrag jedenfalls geringen Unterſchiede 
in den Verhaͤltniſſen der betreffenden Grundſtuͤcke ſoll bis zur Abaͤnderung des 
Kataſters im Wege der Beſchwerde die Aufbringung der Koſten nach Verhaͤlt⸗ 
niß der betheiligten Flaͤchen ſtattfinden, vorbehaltlich der ſpaͤteren Ausgleichung. 

Das Kataſter wird den einzelnen Gemeindevorſtaͤnden, ſowie den Bes 
figern der Güter, welche einen beſonderen Gutsbezirk bilden, ertraktweiſe mit⸗ 
getheilt und im Amtsblatte eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt gemacht, inner⸗ 
halb welcher das Kataſter bei den Gemeindevorſtaͤnden und dem Kommiſſarius 
der Regierung eingeſehen und Beſchwerde dagegen bei dem Kommiſſarius ans 
gebracht werden kann. 

Nach Ablauf dieſer Friſt werden die angebrachten Beſchwerden, welche 
auch gegen die Vertheilung der Koſten nach dem bloßen Flaͤchenmaaß gerichtet 
werden koͤnnen, von dem Kommiſſarius unter Zuziehung der Beſchwerde— 
fuͤhrer, eines Deputirten des Vorſtandes und der erforderlichen Sachverſtaͤndi⸗ 
gen unterſucht. Se 

Die Sachverftändigen, und zwar Hinſichts der Vermeſſung und des Ni⸗ 
vellements ein vereideter Feldmeſſer oder noͤthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, 
Hinſichts der oͤkonomiſchen Fragen zwei öfonomifche Sachverſtaͤndige, denen 
bei Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungsverhaltniſſe ein Waſſerbau⸗Sach⸗ 
verſtändiger beigeordnet werden kann, werden von der Regierung ernannt. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, naͤmlich 
der Beſchwerdefuͤhrer einerſeits und der Eu 13 Vorſtandes andererſeits, 


(Nr. 5056.) bekannt 
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bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem! Reſultate einverſtanden, fo hat 
es dabei fein Bewenden und wird das Kataſter demgemaͤß berichtigt. Anderen⸗ 
falls werden die Akten an die Regierung zur Entſcheidung uͤber die Beſchwer⸗ 
den eingereicht. Wird die Beſchwerde verworfen, fo treffen die Koſten derſel— 
ben den Beſchwerdefuͤhrer. Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachun 
der Entſcheidung iſt Rekurs dagegen an den Miniſter fuͤr die landwirthſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten zulaͤſſig. Nach erfolgter Feſtſetzung des Kataſters iſt 
daſſelbe von der Regierung in Koͤnigsberg auszufertigen und dem Vorſtande 
zuzuſtellen. 


§. 5. 
Auf Grund des Kataſters ſetzt der Landrath die Hebeliſten auf den An- 


trag des Wieſenvorſtehers feſt und läßt die Beiträge von den Saͤumigen durch 
Adminiſtrativ⸗Exekution einziehen. 


Die Arbeiten werden in der Regel im Tagelohn unter Aufſicht eines Be— 
vollmächtigten des Wieſenverbandes ausgeführt. Wo es indeſſen zweckmaͤßig 
iſt, ſollen dieſelben nach Beſtimmung des Vorſtandes an den Mindeſtfordernden 
verdungen werden. Ausnahmsweiſe kann der Vorſtand auch die Anlagen durch 
Naturalleiſtungen der Eigenthuͤmer ausführen laſſen. In ſolchen Faͤllen iſt der 
Wieſenvorſteher befugt, die nicht rechtzeitig oder die nicht gehoͤrig ausgefuͤhrten 
Arbeiten nach einmaliger vergeblicher Erinnerung auf Koſten der Saͤumigen 
machen und die Koſten von denſelben durch Exekution beitreiben zu laſſen. Eben 
dazu iſt der Wieſenvorſteher befugt bei Arbeiten, welche den einzelnen Genoffen 


für ihre Grundſtuͤcke obliegen und im Intereſſe der Anlage nicht unterbleiben 


duͤrfen. 


§. 6. 


Die Anlegung der nöthigen Werke, Schleuſen, Gräben u. ſ. w. muß je⸗ 
des Sozietaͤts mitglied ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Grund 
und Boden inſoweit ohne Entſchaͤdigung hergeben, als ihm der Werth durch 
das an den Dammdoſſirungen und Uferrändern wachfende Gras oder andere 
zufällige Vortheile der Anlage erſetzt werden ſollte. 


Streitigkeiten hierüber werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchieds⸗ 
richterlich entſchieden Cefr. $. 11.). a 


$. 7. 


Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden von einem Wieſen⸗ 
vorſteher und zwei Beiſitzern geleitet, welche zuſammen den Vorſtand bilden. 
Von den Beiſitzern hat einer die Kaſſe zu fuͤhren. Der Vorſteher und die 
ne bekleiden ein Ehrenamt, es werden ihnen jedoch baare Auslagen 
erſe t. 


§. 8. 
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H. 8. 


Die Mitglieder des Wieſenvorſtandes werden von den Wieſengenoſſen 
aus ihrer Mitte auf drei Jahre gewaͤhlt, nebſt zwei Stellvertretern für die Bei⸗ 
ſitzer. Der Vorſteher ernennt in Behinderungsfaͤllen ſeinen Stellvertreter aus 
der Zahl der Beiſitzer. | 

Der Landrath beruft die Wahlverſammlung und fuͤhrt den Vorſitz in 
derſelben. Zur Theilnahme und aktiven Wahlfaͤhigkeit berechtigt der Grund⸗ 
befig von zwei Morgen Preußiſch. Der Beſitzers von mehr als dreißig Morgen 
Preuziſch iſt berechtigt, zwei, wer mehr als ſechszig Morgen beſitzt, drei, und 
der Be von mehr als Einhundert Morgen Preußiſch vier Stimmen ab- 
zugeben. 

Der Landrath verpflichtet die Gewaͤhlten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 

Minderjährige und moraliſche Perſonen koͤnnen durch ihre geſetzlichen 
Vertreter, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner mitſtimmen. 

Wehlbar iſt derjenige, welcher mindeſtens Einen Morgen Wieſe be⸗ 
ſitzt und den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Er⸗ 
kenntniß verloren hat. 

Zur Legitimation des Vorſtandes dient das von dem Landrathe be⸗ 
ſcheinigte Wahlprotokoll. 


§. 9. 


Der Wieſenvorſteher iſt die ausfuͤhrende Verwaltungs behoͤrde des Ver— 
bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behoͤrden gegenuͤber. 
Er hat insbeſondere: 

a) die Ausfuͤhrung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach Maaßgabe des 
von der Genoſſenſchaft gefaßten Beſchluſſes zu veranlaſſen und dieſelben 
zu beaufſichtigen; N a 

b) die Beiträge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu revidiren; . 

c) die Voranſchlaͤge und Jahresrechnungen den Beiſitzern zur Feſiſtellung 
und Abnahme vorzulegen; 

d) den Wieſenwaͤrter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjaͤhrige Grabenſchau im April und Oktober mit den Bei⸗ 
ſitzern abzuhalten; i i 

e) den Schriftwechſel fuͤr den Wieſenverband zu fuͤhren und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Vertraͤgen iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Beiſitzer noͤthig; 

) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und reſp. des noch zu erlaſſenden Reglements bis zur Hoͤhe 
von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaffe einzuziehen. 


$. 10. 


Zur Beaufſichtigung und zum Betriebe der Schoͤpfmaſchine, ſowie auch 
(Fr. 5056.) gleich⸗ 
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gleichzeitig zur Bewachung der Wieſen ſtellt der Vorſtand einen? Wieſenwärter 
auf dreimonatliche Kuͤndigung an, deſſen Lohn die Generalverſammlung der 
Genoſſen bei der Wahl des Vorſtandes ein- fuͤr allemal beſtimmt. Die Wahl 
des Wieſenwaͤrters unterliegt der Beſtaͤtigung des Landraths; derſelbe wird 
als Feldhuͤter vereidigt, er muß den Anweiſungen des Wieſenvorſtehers puͤnkt⸗ 
lich Folge leiſten und kann von demſelben mit Verweis und Geldbuße bis zu 
Einem Thaler beſtraft werden; die Kuͤndigung erfolgt durch den Vorſtand. 


§. 11. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes uͤber das 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, über den Umfang oder die Zuftändigfeit von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und uͤber beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent: 
ſtehen, gehoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des Ver— 
bandes oder die vorgebliche Beeintraͤchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 

Gegen dieſe Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht zu, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekannt— 
machung des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet wer— 
den muß. Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil 
traͤgt die Koſten. Das Schiedsgericht beſteht aus dem Landrathe und zwei 
Beiſitzern, von denen Keiner Mitglied des Verbandes ſein darf. 

Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter fuͤr jeden werden von der Gene— 
ralverſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewaͤhlt. 


$. 12. 


Wegen der vorzunehmenden Entwaͤſſerungen und Grabenraͤumungen hat 
der Wieſenvorſteher die noͤthigen Vorſchriften zu erlaſſen und kann deren Nicht⸗ 
befolgung mit Ordnungsſtrafen bis zu drei Thalern bedrohen. Die Strafan⸗ 
drohung kann bis zu dem Betrage von zehn Thalern gehen, wenn die Regie⸗ 
rung die Genehmigung dazu ertheilt hat. Von jeder ſolchen Vorſchrift iſt ſo⸗ 
fort Abſchrift an die Regierung durch den Kreislandrath einzureichen (efr. $. 8. 
und 9. des Geſetzes vom 11. Maͤrz 1850. Geſetz-Sammlung von 1850. 


S. 266.) 
$. 13. 


Der Wieſenverband iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. 

Das Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrath, von der Regierung zu 
Koͤnigsberg als Landespolizeibehoͤrde und von dem Miniſter fuͤr die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit den Befug— 
niffen, welche den Aufſichtsbehoͤrden der Gemeinden zuftehen. 


$. 14, 


u 


x 
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§. 14. 


werd Dieſes Statut kann nur unter landesherrlicher Genehmigung abgeändert 
erden. 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 26. April 1859. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Simons. Gr. v. Puͤckler. 


(Nr. 5057.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 26. April 1859., betreffend die Vertretung der Ge⸗ 
meinde Neuerburg, Regierungsbezirks Trier, auf Kreis- und Provinzial⸗ 
Landtagen im Stande der Städte und die Verleihung der Staͤdte-Ord⸗ 
nung fuͤr die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. an dieſelbe. 


ch genehmige auf Ihren Bericht vom 12. April d. I., daß, dem Antrage 
des Rheiniſchen Provinziallandtages in der zuruͤckfolgenden Petition vom 23. De⸗ 
zember v. J. entſprechend, die im Kreiſe Bitburg des Regierungsbezirks Trier 
gelegene Gemeinde Neuerburg fortan auf Kreis- und Provinzial⸗Landtagen im 
Stande der Staͤdte vertreten werde. Indem Ich Ihnen uͤberlaſſe, hiernach 
und wegen Ueberweiſung des Orts zu dem Kollektivverbande der Städte Mer: 
zig, Pruͤm, Bitburg, Wittlich, Bernkaſtel, Saarburg, gemaͤß Art. VIII. b. der 
Verordnung vom 13. Juli 1827. (Geſetz- Sammlung E. 103.), das Erforder⸗ 
liche zu verfügen, will Ich zugleich, dem ferneren Geſuche der Gemeindevertre⸗ 
tung ſtattgebend, der nunmehrigen Stadt Neuerburg die Staͤdte-Ordnung fuͤr 
die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. hierdurch verleihen. Auch in dieſer Be⸗ 
giebung find die weiteren Anordnungen zu treffen; dieſer Mein Erlaß aber ift 
urch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 

Berlin, den 26. April 1859. 


Im Namen Sr. Majeftät des Könige: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


Flottwell. 
An den Miniſter des Innern. 


(Nr. 50565059) (Nr. 5058.) 
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(Nr. 5058.) Bekanntmachung des Allerhöchften Erlaſſes vom 26. April 1859., die Ge⸗ 
nehmigung eines Nachtrags zu dem Statut der Aktiengeſellſchaft fuͤr 
Eiſeninduſtrie in Styrum betreffend. Vom 5. Mai 1859. 


S. Königliche Hoheit der Prinz-Regent haben, im Namen Sr. Majeſtaͤt 
des Koͤnigs, mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 26. April d. J. den von der 
Generalverſammlung der Aktiengeſellſchaft fuͤr Eiſeninduſtrie zu Styrum am 
4. Februar d. J. beſchloſſenen, durch notarielle Akte von demſelben Tage zu⸗ 
ſammengeſtellten Statutnachtrag zu beſtaͤtigen geruht, was hierdurch nach Vor: 
ſchrift des $. 4. des Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 
1843. mit dem Bemerken zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht wird, daß der 
Allerhoͤchſte Erlaß nebſt Statutnachtrag durch das Amtsblatt der Königlichen 
Regierung zu Duͤſſeldorf bekannt gemacht werden wird. 
Berlin, den 5. Mai 1859. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


* 


(Nr. 5059.) Bekanntmachung des Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 26. April 1859., die Geneh— 
migung der Abänderungen des Statuts der Bergbaugeſellſchaft Neu-Eſſen 
betreffend. Vom 5. Mai 1859. 


S. Königliche Hoheit der Prinz-Regent haben, im Namen Sr. Majeftät 
des Koͤnigs, mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 26. April d. J. die von der 
Generalverſammlung der Bergbaugeſellſchaft Neu-Eſſen am 19. Februar d. J. 
mittelſt notarieller Verhandlung von demſelben Tage beſchloſſenen Abanderun- 
gen ihres Statuts zu beſtaͤtigen geruht, was hierdurch nach Vorſchrift des 
H. 4. des Geſetzes über die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. mit 
dem Bemerken zur Öffentlichen Kenntniß gebracht wird) daß der Allerhoͤchſte 
Erlaß nebſt dem die Abaͤnderungen enthaltenden Stakutnachtrag durch das 
7 der Koͤniglichen Regierung zu Duͤſſeldorf bekannt gemacht wer⸗ 
en wird. N 
Berlin, den 5. Mai 1859, 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


Redigirt im Bureau des Stagts⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
x (R. Decker). 


